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Datenschutzrechtliche Informationen nach Artikel 13 Absatz 1 und 2 sowie Artikel 14 Absatz 
1und 2 Datenschutz-Grundverordnung für das SG Asyl und Integration  

 
Aufenthalts-/Asylrecht 

 

1 Verantwortlicher: Landkreis Vogtlandkreis 
Postplatz 5, 08523 Plauen 
Ordnungs- und Ausländeramt  

E-Mail: 

status@vogtlandkreis.de 

Telefon: 

03741/300-2551 

2 Datenschutzbeauftragte/r: Datenschutzbeauftragter des Vogtlandkreises 
Herr Volker Neef 
Bahnhofstraße 42-48 
08523 Plauen 

E-Mail: 

datenschutz@vogtlandkreis.de 

Telefon: 

03741/300-1868 

3 Zweck der Verarbeitung 
personenbezogener Da-
ten: 

Gesetzliche Aufgabenerledigung nach dem Aufenthaltsgesetz (Auf-
enthG), dem Asylgesetz und dem Gesetz über die allgemeine Freizü-
gigkeit von Unionsbürgern, insbesondere: 

- Prüfung und Erteilung/Verlängerung von Aufenthaltserlaubnis-
sen, Niederlassungserlaubnissen, Duldungen und Gestattun-
gen, (Dauer-)Aufenthaltskarten, Daueraufenthaltsbescheini-
gungen usw. 

- Prüfung und Entscheidung über Nebenbestimmungen (Bspw. 
Beschäftigung, Wohnsitzauflagen)  

- Prüfung der Ausstellung von Reisedokumen-
ten/Passersatzdokumenten  

- Durchführen von Visumverfahren, beschleunigtes Fachkräfte-
verfahren 

- Vorbereitung und Durchführung von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen (Ordnungsverfügungen, Ausweisungen u.a.) 

- Prüfung und Wertung von vorliegenden Unterlagen und Do-
kumenten hinsichtlich Identitätsklärung  

- Ordnungswidrigkeitsverfahren   
 

4 Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten: 

§§ 4a, 60a und 86 ff. Aufenthaltsgesetz, Asylgesetz, § 11 Abs. 1 Satz 1 
Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern, Gesetz 
zur Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen im Freistaat Sach-
sen (Sächsisches Flüchtlingsaufnahmegesetz – SächsFlüAG), §§ 6,7 
Gesetz über das Ausländerzentralregister (AZRG), Durchführungsver-
ordnung zum Ausländerzentralregistergesetz (AZR-DV), Integrations-
kursverordnung (IntV,) Datenaustauschverbesserungsgesetz, Bundes-
zentralregistergesetz (BZRG), Beschäftigungsverordnung, § 61 Asyl-
gesetz sowie weitere spezialgesetzliche Regelungen 
 

5 Es werden folgende Ka-
tegorien personenbezo-

Stamm- und Personenstandsdaten inkl. Adress- und Kontaktdaten, 
Daten zum ausländerrechtlichen Status, ausländer- und asylrechtliche 
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gener Daten verarbeitet: Maßnahmen, Lichtbild, Ermittlungsverfahren, Daten zu Verurteilungen, 
Daten zu Identitätsdokumenten, Daten für statistische Zwecke, Daten 
zum Leistungsbezug, Daten von Familienangehörigen (bei gemeinsa-
mer Antragstellung oder bei Ableitung eines Aufenthaltsrechts), Daten 
zur ausgeübten Erwerbstätigkeit  

6 Es werden personenbezogene Daten verarbeitet, die nicht bei Ihnen, sondern bei anderen Stellen 
erhoben werden. 

6.1 Es handelt sich um die 
Verarbeitung folgender 
Kategorien personenbe-
zogener Daten: 

Stamm- und Personenstandsdaten inkl. Adress- und Kontaktdaten, 
Daten zum ausländerrechtlichen Status, ausländer- und asylrechtliche 
Maßnahmen, Lichtbild, Ermittlungsverfahren, Daten zu Verurteilungen, 
Daten zu Identitätsdokumenten, Daten für statistische Zwecke, Daten 
zum Leistungsbezug  

6.2 Diese personenbezoge-
nen Daten stammen aus 
folgender Quelle: 

andere Ausländer- und Staatsangehörigkeitsbehörden, Leistungsbe-
hörden, Meldebehörden, Polizei und Staatsanwaltschaft, Bundes- und 
Landesbehörden, Ausländerzentralregister, Bundeszentralregister, 
Landesdirektion Sachsen  

Es handelt sich um eine öffentlich zugängliche Quelle: 

 ja                                          nein 

7.1 Die personenbezogenen Daten sollen natürlichen oder juristischen Personen, Behörden, Einrich-
tungen oder anderen Stellen offengelegt werden. 

 ja                                          nein 

7.2 nur 
falls 
Nr. 
6.1 
ja: 

Angabe der Emp-
fänger oder Kate-
gorien der Emp-
fänger der perso-
nenbezogenen 
Daten: 

- Bundesbehörden (z. B. Bundesagentur für Arbeit, Bundesamt für 
 Migration und Flüchtlinge, SMI, SMS) 
- Landesbehörden (z. B. obere Ausländerbehörde des Freistaates 
 Sachsen) 
- Ausländer- und Leistungsbehörden 
- Meldebehörden  
- Polizei- und Sicherheitsbehörden (z. B. Verfassungsschutz) 
- Staatsanwaltschaften, Vollstreckungsbehörde, Gerichtsvollzieher 
- Verwaltungsgerichte 
- Strafverfolgungsbehörden und Behörden der Gefahrenabwehr (z.B. 
 Staatsanwaltschaft, Polizei, Verfassungsschutz, sonstige Sicher-
 heitsbehörden) 
- sonstige Behörden (z. B. Kfz-Zulassung, Gesundheitsamt, Jugend 
amt) 

Darüber hinaus können personenbezogene Daten an Andere  weiter-
gegeben werden, sofern die betroffene Person eingewilligt hat.  

8 Dauer der Speicherung 
oder Kriterien für die Fest-
legung der Dauer der 
Speicherung: 

Ihre Daten werden nach der Erhebung im Landratsamt Vogtlandkreis 
so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Auf-
bewahrungsfristen für die jeweilige Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

 bei Wegzug: 10 Jahre nach dem Wegzug aus dem Zuständig-
keitsbereich der Ausländerbehörde (§§ 67/68 Absatz 2 Satz 3 
AufenthV), 

 bei Tod: 5 Jahre nach dem Sterbetag (§§ 67/68 Absatz 2 Satz 3 
AufenthV), 

 bei Ausweisung oder Abschiebung: 10 Jahre nach Ablauf des Be-
fristungsdatums (§ 91 Absatz 1 AufenthG, § 68 Absatz 2 Satz 1 
AufenthV). 
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9 Ihre Rechte als betroffene 
Person: 

Ihnen stehen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen folgen-
de Rechte zu: 

 Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten 
(Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 

 Recht auf Berichtigung Sie betreffende unrichtige personenbezo-
gene Daten (Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 

 Recht auf Löschung personenbezogener Daten (Artikel 17 Daten-
schutz-Grundverordnung) 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener 
Daten (Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 

 Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten (Artikel 21 Datenschutz-Grundverordnung) 

10 Beschwerderecht bei der 
Aufsichtsbehörde: 

Sie haben nach Artikel 77 Datenschutz-Grundverordnung das Recht, 
sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren, wenn Sie der Ansicht 
sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten nicht rechtmäßig erfolgt. Aufsichtsbehörde ist 

 

Die Sächsische Datenschutz- und Transparenzbeauftragte 
Devrientstraße 5 
01067 Dresden 
Telefon: 0351/85471-101 
E-Mail: post@sdtb.sachsen.de 

11.1 Die personenbezogenen Daten sollen an ein Drittland oder eine internationale Organisation über-
mittelt werden. 

 ja                                          nein 

falls ja: Die Übermittlung erfolgt an       

11.2 nur 
falls 
Nr. 
10.1 
ja: 

Es liegt ein Angemessenheitsbeschluss nach Artikel 45 Datenschutz-Grundverordnung vor, 
mit dem die EU-Kommission beschlossen hat, dass das Drittland/die internationale Organi-
sation ein angemessenes Datenschutzniveau bietet. 

 ja                                          nein 

11.3 nur 
falls 
Nr. 
10.2 
nein: 

Es liegen geeignete und angemessene Garantien für die Übermittlung der personenbezo-
genen Daten vor. 

 Eine Kopie dieser Garantien können Sie unter folgender Adresse anfordern: 
      

 Informationen über die geeigneten und angemessenen Garantien sind verfügbar 
     unter: 

      

12.1 Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten, die bei Ihnen direkt erhoben werden, ist gesetz-
lich vorgeschrieben. 

 ja                                          nein 

falls ja: Rechtsgrundlage ist AufenthG, FreizügG, AsylG 

12.2 nur 
falls 
11.1 
ja: 

Sie sind verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen: 

 ja                                          nein 

12.3 nur 
falls 

Die Verpflichtung 
bezieht sich auf 

Name und Vorname, Geburtsdaten, Anschrift, ggf. Telefonnummer und 
Mail-Adresse (freiwillige Angabe), Familienstand, Staatsangehörigkeit, 

mailto:post@sdtb.sachsen.de
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Nr. 
11.2 
ja: 

folgende perso-
nenbezogene 
Daten: 

Angaben zu m Aufenthaltsstatus sowie Kopien von Ausweis- und Auf-
enthaltsdokumenten, Angaben zur Lebensunterhaltssicherung (Ein-
kommensnachweise, Arbeitsverträge), Geburts- und Eheurkunden von 
Ihnen und ggf. Ihren Familienmitgliedern, Mietverträge oder Nachweis 
von Wohneigentum, Kranken- und Rentenversicherung, Integrations-
bemühungen (z.B. Sprachnachweise), Bildungsnachweise (Schul-
zeugnisse, Abschlusszeugnisse etc.), Sorgerechtsnachweise, Anga-
ben über Leistungsbezug (z.B. Wohngeld) , Daten der vertretungsbe-
fugten Person/Bezugsperson(bei Ableitung eines Aufenthaltsrechts 
von einem Familienangehörigen), Daten von minderjährigen Kindern 
(bei gemeinsamer Antragsstellung)  

Die Nichtbereit-
stellung der per-
sonenbezogenen 
Daten hat zur 
Folge: 

Wenn Sie die erforderlichen Daten nicht angeben, so kann Ihr Antrag 
oder das entsprechende Verfahren nicht bearbeitet werden. 

12.4 Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten, die bei Ihnen direkt erhoben werden, ist vertrag-
lich vereinbart. 

 ja                                          nein 

12.5 nur 
falls 
Nr. 
11.4 
ja: 

Die vertragliche 
Vereinbarung 
bezieht sich auf 
folgende perso-
nenbezogene 
Daten: 

 

Die Nichtbereit-
stellung der per-
sonenbezogenen 
Daten hat zur 
Folge: 

 

12.6 Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten, die bei Ihnen direkt erhoben werden, ist für einen 
Vertragsabschluss erforderlich. 

 ja                                          nein 

12.7 nur 
falls 
Nr. 
11.6 
ja: 

Die Nichtbereit-
stellung der per-
sonenbezogenen 
Daten hat zur 
Folge: 

 

13.1 Es findet eine automatisierte Entscheidungsfindung statt. 

 ja                                          nein 

13.2 nur 
falls 
Nr. 
12.1 
ja: 

Nachfolgend werden Sie über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die Auswirkun-
gen dieser Verarbeitung für Sie informiert: 

 

 
 


